
KR-Nr. 128/1993 Illnau-Effretikon und Thalwil, 10. Mai 1993 
 
Postulat  von Rodolfo Keller (SP, Illnau-Effretikon) 
 Christian Boesch (FDP, Thalwil) 
 betreffend für steuerliche Massnahmen zur kurzfristigen 
 Förderung energetischer Sanierungen 
________________________________________________________________________ 
 
 
Der Regierungsrat wird eingeladen, die Voraussetzungen zu schaffen, damit ab einem 
möglichst frühen Zeitpunkt und für eine begrenzte Zeit die Aufwendungen für energetische 
Sanierungen bestehender Liegenschaften, die Umstellung auf erneuerbare Energien, den 
Ersatz von Heizanlagen zur Einhaltung der LRV-Vorschriften und die vorgezogene Installa-
tion von Heizkostenabrechnungssystemen voll bei den Unterhaltskosten geltend gemacht 
werden können. 
 
Rodolfo Keller  
Christian Boesch 
 
 
 
Begründung: 
 
Die Zahl der Arbeitslosen steigt immer weiter an und trifft alle Wirtschaftszweige und Kate-
gorien von Arbeitnehmer-/innen. Die mit der Arbeitslosigkeit verbundenen menschlichen 
Probleme erfordern dringend Massnahmen zur Eindämmung. Diese drängen sich auch aus 
finanziellen Gründen auf. 
 
Staatliche Impulsprogramme dürfen nicht zur Strukturerhaltung dienen und es muss sicher-
gestellt sein, dass sie kurzfristig wirken und bei einem allfälligen Wiederaufschwung rasch 
gestoppt werden können. Die steuerliche Ankurbelung von energetischen Sanierungs-
massnahmen erfüllt alle diese Voraussetzungen. Mit der Massnahme wird ein Bereich ge-
stützt, der in Zukunft an Bedeutung gewinnen wird, stehen uns doch umfangreiche Sanie-
rungen der vielen Bauten aus den letzten 25 Jahre bevor. Bei der gegenwärtigen Rezession 
besteht die Gefahr, dass Kapazitäten für die Sanierungsarbeiten verschwinden, die 
langfristig gebraucht werden. Die steuerliche Entlastung wirkt rasch, braucht keinen zusätz-
lichen Vollzugsaufwand und kann auch rasch wieder gestoppt werden. Die vorgezogenen 
Massnahmen führen zu einer Entlastung der Umwelt und einer Senkung des Energiever-
brauches. Sie führen damit zu längerfristigen, volkswirtschaftlich sinnvollen Einsparungen.  
 
Die Steuerausfälle für den Staat und die Gemeinden sind bescheiden und werden durch die 
eingesparten Aufwendungen für die Arbeitslosenunterstützung mit Sicherheit aufgewogen. 
 


